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Terminhinweise
Wiederholung
Donnerstag, 8. November, 11 Uhr,

Polizeipräsidium, Rapportsaal, Ettstraße 2

Pressevorbesichtigung der Ausstellung „Die Münchner Polizei und der Na-
tionalsozialismus“ mit Kulturreferent Dr. Hans-Georg Küppers und Polizei-
präsident Prof. Dr. Wilhelm Schmidbauer.
Die Ausstellung des Polizeipräsidiums München befasst sich mit der Ge-
schichte der Münchner Polizei von den 20-er Jahren bis in die Nachkriegs-
zeit. Sie beleuchtet die Rolle der Polizei als zentrales Herrschaftsinstru-
ment des lokalen NS-Regimes. Die Ausstellung wurde mit Unterstützung
des Kulturreferats/NS-Dokumentationszentrum München erarbeitet.
Sie wird am Donnerstag, 8. November, 15.30 Uhr, mit einem Festakt für
geladene Gäste eröffnet. (Pressekontakt: Pressestelle des Polizeipräsidi-
ums München, muenchen.presse@polizei.bayern.de)

Wiederholung
Donnerstag, 8. November, 11 Uhr,

Goetheplatz, Ecke Lindwurmstraße/Goethestraße

Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle stellt Münchens er-
stes Infoschild zur Aufhebung der Radwegbenutzungspflicht vor und infor-
miert über den Anlass und die Hintergründe.
Der Termin ist auch für Fotografen geeignet.

Wiederholung
Donnerstag, 8. November, 12.30 Uhr,

Kulturzentrum Gasteig, Skybar, Rosenheimer Straße 5

Pressekonferenz zum Auftakt des Bildungskongresses „Bildung gemein-
sam verantworten“ (8. und 9. November) mit Oberbürgermeister Christian
Ude, Präsident des Deutschen Städtetages, und Stadtdirektor Wolfgang
Rombey, Aachen, Vorsitzender des Ausschusses Schule und Bildung im
Deutschen Städtetag.
Fünf Jahre nach der „Aachener Erklärung“ von 2007, in der das Leitbild
der kommunalen Bildungslandschaft im Sinne eines vernetzten Gesamt-
systems von Erziehung, Bildung und Betreuung entwickelt wurde, ziehen
die Städte Bilanz. Zudem wollen sie in einer „Münchner Erklärung“ Per-
spektiven für ihre zukünftige Bildungspolitik aufzeigen und Forderungen an
Bund und Länder formulieren. Hauptrednerinnen und -redner sind Profes-
sorin Dr. Annette Schavan, Bundesministerin für Bildung und Forschung,
Oberbürgermeister Christian Ude und Sylvia Löhrmann, Vizepräsidentin
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der Kultusministerkonferenz. Über 650 Bildungsexperten aus dem gesam-
ten Bundesgebiet werden zum Kongress erwartet. Das ausführliche Kon-
gressprogramm ist unter www.bildungskongress-staedtetag2012.de zu
finden. Eröffnet wird der Bildungskongress des Deutschen Städtetages
am 8. November um 13 Uhr in der Philharmonie im Gasteig.

Wiederholung
Donnerstag, 8. November, 18 Uhr, Saal des Alten Rathauses

Zum Gedenken an die Opfer der Novemberpogrome 1938 sprechen Ober-
bürgermeister Christian Ude und die Präsidentin der Israelitischen Kultus-
gemeinde München und Oberbayern, Dr. h. c. Charlotte Knobloch. Die offi-
zielle Gedenkrede hält in diesem Jahr Dr. Theo Waigel, Bundesminister
a.D. und Vorsitzender des Kuratoriums des NS-Dokumentationszentrums
München. Den musikalischen Rahmen des Abends gestaltet das Trio des
Orchesters Jakobsplatz.
Am 9. November findet ab 14 Uhr vor dem Gedenkstein der ehemaligen
Hauptsynagoge in der Herzog-Max-Straße eine Namenslesung für die de-
portierten und ermordeten Münchner Juden statt.

Wiederholung
Donnerstag, 8. November, 18.30 Uhr,

Halle Technisches Rathaus, Friedenstraße 40

Stadtdirektor Karl Höferle, Leiter der Hauptabteilung Tiefbau im Baureferat,
empfängt in Vertretung von Baureferentin Rosemarie Hingerl zum elften
Mal Bürgerinnen und Bürger, die an der Aktion „Bei Anruf Licht“ teilge-
nommen haben, und überreicht die Hauptpreise aus der Verlosung.
Auch dieses Jahr haben sich die Münchner Bürgerinnen und Bürger wie-
der rege engagiert und durch ihre Meldungen die Abteilung Straßenbe-
leuchtung und Verkehrsleittechnik unterstützt. Insgesamt wurden 8.551
Störungen gemeldet, die von den Fachkräften jeweils innerhalb von drei
Tagen behoben wurden, sofern nicht der komplette Austausch der Anlagen
nötig war.
Als Dank für dieses bürgerschaftliche Engagement wurden unter allen
Anruferinnen und Anrufern wieder Geldpreise im Wert von 15.000 Euro so-
wie 22 Sachpreise verlost. Die Gewinne werden im Rahmen eines kleinen
Empfanges überreicht. Weitere Informationen zur Aktion sind im Internet
unter www.muenchen.de/baureferat abrufbar.
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Wiederholung
Donnerstag, 8. November, 19 Uhr,

Kunstbau, Königsplatz/U-Bahn-Zwischengeschoss

Stadträtin Monika Renner (SPD) spricht in Vertretung des Oberbürgermei-
sters Grußworte zur Eröffnung der Ausstellung „Kunst ist schön, macht
aber viel Arbeit“. Einführung durch Professor Dr. Helmut Friedel, Direktor
der Städtischen Galerie im Lenbachhaus, und Dr. Karin Althaus, Kuratorin
der Ausstellung.

Freitag, 9. November, 15 Uhr, Rainer-Werner-Fassbinder-Platz

Ingeborg Staudenmayer, Vorsitzende des Bezirksausschusses Neuhau-
sen-Nymphenburg und Gerhard Harter, 2. Werkleiter der Markthallen Mün-
chen, eröffnen gemeinsam den neuen Bauernmarkt am Rainer-Werner-
Fassbinder-Platz, dem Zentrum des Stadtquartiers Arnulfpark in Neuhau-
sen. Zur Premiere des neuen Bauernmarktes mit frischen, hochwertigen
Produkten aus der Region spielt eine bayerische Band, stündlich dreht sich
am Stand der Markthallen München das Glücksrad. Marktbetrieb ist ab
sofort jeden Freitag von 14 bis 18 Uhr.

Sonntag, 11. November, 11.11 Uhr, Marienplatz

Stadtrat Alexander Reissl (SPD) spricht Grußworte zur Proklamation des
63. Münchner Faschingsprinzenpaares und des 2. Münchner Kinderprin-
zenpaares der Faschingsgesellschaft Würmesia e.V.

Sonntag, 11. November, 13.30 Uhr,

Festsaal des Hofbräuhauses, Platzl 9

Oberbürgermeister Christian Ude spricht zur „Oberpfälzer Sitzweil“. Die
Veranstaltung gestaltet brauchtumsbezogen der Markt Eslarn mit seinen
Sängern und Musikanten.

Montag, 12. November, 11 Uhr, Marienplatz

Der Referent für Arbeit und Wirtschaft, Dieter Reiter, und Bürgermeister
Eberhard Steiner aus Bad Bayersoien präsentieren den Christbaum für
den Münchner Christkindlmarkt. Der Baum aus der Gemeinde Bad Bayer-
soien in den Ammergauer Alpen wird von der städtischen Berufsfeuer-
wehr aufgestellt.
Der Termin ist auch für Fotografen geeignet.

Montag, 12. November, 19 Uhr, Großer Sitzungssaal des Rathauses

Stadtschulrat Rainer Schweppe spricht zur Eröffnung der Wahl zum Ge-
meinsamen Kindergarten- und Kooperationseinrichtungsbeirat der Landes-
hauptstadt München.
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Bürgerangelegenheiten

Mittwoch, 14. November, 18.30 Uhr,

Kulturhaus Milbertshofen, Curt-Mezger-Platz 1 (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 11 (Milbertshofen - Am
Hart) mit der Vorsitzenden Antonie Thomsen.

Mittwoch, 14. November, 19.30 Uhr,

Kulturhaus Milbertshofen, Curt-Mezger-Platz 1 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 11 (Milbertshofen - Am Hart).

Mittwoch, 14. November, 19 Uhr, Gaststätte „Bayerisches

Schnitzel- und Hendlhaus“, Limesstraße 63 (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 22 (Aubing - Lochhausen -
Langwied) mit dem Vorsitzenden Dr. Josef Assal.

Mittwoch, 14. November, 19.30 Uhr, Gaststätte „Bayerisches

Schnitzel- und Hendlhaus“, Limesstraße 63 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 22 (Aubing - Lochhausen - Langwied).

Meldungen

OB Ude spricht auf der 5. Kommunalkonferenz zum Klimaschutz

(7.11.2012) Als Präsident des Deutschen Städtetags spricht Oberbürger-
meister Christian Ude heute auf der 5. Kommunalkonferenz in Berlin unter
dem Titel „Mit der Energiewende kommunale Zukunft gestalten“ über die
Herausforderungen der Kommunen, eine klimafreundliche, sichere und be-
zahlbare Energieversorgung für die Zukunft sicherzustellen.

IBA Hamburg zu Gast in München: „Gespräche zur Neuen Stadt“

(7.11.2012) Am Donnerstag, 8. November, 18 Uhr, findet im PATHOS trans-
port theater, Dachauer Straße 112d, die IBA LOUNGE 7 mit dem Titel „Pio-
niere gesucht! Impulse durch Kultur- und Kreativwirtschaft – planbar oder
nicht?“ in Kooperation mit dem Referat für Stadtplanung und Bauordnung
statt. Als Prolog zur Präsentation im Jahr 2013 begleitet die Veranstal-
tungsreihe „IBA LOUNGE. Gespräche zur Neuen Stadt“ die Internationale
Bauausstellung IBA Hamburg und geht auf Tour durch deutschsprachige
Großstädte. Die IBA LOUNGE 7 will aktuelle Prozesse aus München und
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von den Hamburger Elbinseln präsentieren, Strategien diskutieren und
mögliche Handlungsansätze für die Zukunft formulieren.
Die IBA Hamburg hat sich zum Ziel gesetzt, künstlerische und kreative
Strukturen zu stärken. Stadtbaurätin Prof. Dr. (I) Elisabeth Merk ist mit ih-
rem Vortrag zu „Kunst- und Kreativwirtschaft in München als Motor der
Stadtentwicklung?“ eine der Impulsgeberinnen der Veranstaltung.
An der anschließenden Diskussion nehmen Stadtbaurätin Prof. Dr. (I) Eli-
sabeth Merk, Ulli Hellweg, Geschäftsführer IBA Hamburg, Jürgen Ennin-
ger, Regionaler Ansprechpartner des Kompetenzzentrums Kultur- & Krea-
tivwirtschaft des Bundes, Prof. Klaus Overmeyer, Studio Urban Catalyst,
sowie der Tänzer und Chreograph Micha Purucker teil.
Die Moderation übernimmt Barbara Knopf vom Bayerischen Rundfunk.
Nähere Informationen und die Anmeldung zur Veranstaltung unter
www.muenchen.de/plan

Existenz 2012 – Informationstag zur Existenzgründung

(7.11.2012) Unter dem Motto „Selbstständig werden – selbstständig blei-
ben“ findet am Samstag, 10. November, die 18. IHK-Gründermesse
„Existenz“ im MOC München, Lilienthalallee 40, statt. Von 9.30 Uhr bis
17.30 Uhr werden rund 2.000 Gründungsinteressierte sowie Jungunterneh-
merinnen und -unternehmer erwartet, die sich in mehr als 100 Fachvorträ-
gen und Workshops rund um die Selbständigkeit informieren können. Be-
sondere Themenschwerpunkte sind in diesem Jahr Gründungen durch
Menschen mit Migrationshintergrund und unternehmerische Chancen
durch den Einsatz Neuer Medien. Das Münchner Existenzgründungs-Büro,
eine gemeinsame Initiative der Landeshauptstadt München und der IHK
für München und Oberbayern, ist mit einem eigenen Stand vertreten.
Gründerinnen und Gründer erhalten hier wertvolle Tipps für den Einstieg in
eine erfolgreiche Selbständigkeit und können sich über Gründungsformali-
täten, das richtige Unternehmenskonzept sowie öffentliche Finanzierungs-
hilfen wie den München-Fonds informieren. Der Eintritt zur Existenz 2012
ist frei, eine Anmeldung nicht erforderlich. Weitere Informationen zur Ver-
anstaltung unter www.gruenden-in-muenchen.de.

Münchner Bündnis für Toleranz unterstützt Demonstration gegen

Rechtspopulismus in München

(7.11.2012) Das Münchner Bündnis für Toleranz, Demokratie und Rechts-
staat unterstützt die Demonstration gegen Rechtspopulismus am Sams-
tag, 10. November, 10.30 Uhr, auf dem Goetheplatz.
Oberbürgermeister Christian Ude: „Rechtspopulisten versuchen, Ängste
zu schüren und Muslime zu einem neuen Feindbild aufzubauen. Hier müs-
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sen die Demokraten deutlich machen, dass die Abwertung von Menschen
aufgrund ihres Glaubens in einer demokratischen und weltoffenen Stadt-
gesellschaft nichts zu suchen hat.“
Das Münchner Bündnis für Toleranz hatte bereits im Mai 2012 den
„Münchner Appell gegen Rechtspopulismus“ initiiert, dem sich zahlreiche
Organisationen anschlossen und der nun auch die gemeinsame Grundlage
für die Demonstration darstellt.
Im Münchner Appell heißt es:
„In München – ebenso wie in anderen bayerischen Kommunen – sind
rechtspopulistische Gruppen aktiv. Diese Gruppen verknüpfen die Glau-
bensfrage mit der Integrationspolitik und suggerieren eine Gefahr durch
eine vermeintlich „fremde Kultur“. Beispiel: Zugewanderte = Islam = Isla-
mismus = Bedrohung lautet ihre rassistische Gleichsetzung. Die
Rechtspopulisten instrumentalisieren gesellschaftliche Fragen und soziale
Problemstellungen, um etwa Menschen mit Migrationshintergrund und
insbesondere Muslime als Verantwortliche für bestimmte Probleme zu
kennzeichnen. Es gibt religiösen Fundamentalismus, Verletzung von Men-
schenrechten und so genannte „Integrationsdefizite“. Doch können diese
Konflikte nicht pauschal einzelnen gesellschaftlichen Gruppen angelastet
werden, sondern müssen als gemeinsame Herausforderung aller Münch-
ner Bürgerinnen und Bürger begriffen werden. Wir wenden uns gegen das
Austragen gesellschaftlicher Problemlagen auf dem Rücken von Minder-
heiten und setzen uns für die Suche nach gemeinsamen Lösungsansätzen
mit den Menschen vor Ort ein. Wir dürfen nicht zulassen, dass Rassismus
und Ausgrenzung über den Umweg von Kulturkampf-Parolen und der In-
strumentalisierung von religiösen Fragen im kommunalpolitischen Alltag
an Einfluss gewinnen.“
Bei der Mitgliederversammlung des Bündnisses wurden darüber hinaus
folgende Organisationen neu aufgenommen: TSV 1860 München, Cha-
verim - Freundeskreis zur Unterstützung des liberalen Judentums in Mün-
chen, Interkulturelles Dialogzentrum IDIZEM e.V.

Kranzniederlegung im Waldfriedhof für Dr. Hans Ehard

(7.11.2012) Zum 125. Geburtstag des früheren bayerischen Ministerpräsi-
denten Dr. Hans Ehard legt die Landeshauptstadt München an seiner
Grabstätte 86-W-12 im alten Teil des Waldfriedhofs einen Kranz mit Stadt-
schleife nieder.
Hans Ehard wurde am 10. November 1887 in Bamberg geboren. Von 1907
bis 1912 studierte er Rechtswissenschaften in München und Würzburg,
und schloss mit der Promotion zum Dr. jur. ab. Im September 1919 wurde
er Mitglied der Bayerischen Volkspartei (BVP) und trat im November 1919
in das bayerische Justizministerium ein. 1933 schied Dr. Ehard freiwillig
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aus dem Ministerium aus und wurde im gleichen Jahr Senatspräsident am
Oberlandesgericht München, 1937 Vorsitzender des Erbhofgerichts Mün-
chen sowie 1941 Vorsitzender des Deutschen Ärztegerichtshofs München.
Nach dem Zweiten Weltkrieg trat Dr. Hans Ehard 1945 in die CSU ein und
fungierte von 1949 bis 1955 als deren Vorsitzender. Am 21. Dezember 1946
wurde Dr. Hans Ehard zum bayerischen Ministerpräsidenten gewählt und
blieb bis zum 14. Dezember 1954 in diesem Amt. Nach dem Rücktritt von
Hanns Seidel wurde er vom 26. Januar 1960 bis 11. Dezember 1962 erneut
bayerischer Ministerpräsident, um dann im Kabinett Goppel bis zum 5. De-
zember 1966 wiederum das Justizministerium zu übernehmen.
Seit 1957 ist Dr. Hans Ehard Ehrenbürger der Städte München und Bam-
berg. Außerdem wurde er unter anderem mit dem Großkreuz der Bundes-
republik Deutschland, dem Großen Silbernen Ehrenzeichen am Bande der
Republik und der Bayerischen Verfassungsmedaille in Gold ausgezeichnet.
Dr. Hans Ehard ist am 18. Oktober 1980 in München verstorben.

Stadtbibliothek Fürstenried: Buchtipps mit Alexander Kluy

(7.11.2012) Am Samstag, 10. November, 9.30 Uhr, wird im Rahmen der
Reihe „LiteraturFrühstück“ der Literaturkritiker, Journalist und Autor
Alexander Kluy in der Stadtbibliothek Fürstenried zu Gast sein. Er präsen-
tiert die interessantesten Neuerscheinungen des Jahres 2012 witzig und
unterhaltsam. Kluy schreibt für diverse Printmedien in Deutschland, Öster-
reich und der Schweiz. Er publiziert u.a. in der Frankfurter Rundschau, dem
Rheinischen Merkur, der Welt, Financial Times Deutschland, in Zeitschrif-
ten wie „Literaturen“, „Psychologie Heute“ und „Literatur und Kritik“ oder
schreibt für Internet-Magazine wie die „Berliner Literaturkritik.
Eintrittskarten zu 12 Euro (inklusive Frühstücksbuffet) gibt es in der Stadt-
bibliothek Fürstenried, Forstenrieder Allee 61, Telefon 75 96 98 90, E-Mail:
stb.fuerstenried.kult@muenchen.de.

Stadtmuseum: Clarinettissimo – Eine klarinettöse Einstimmung in

die Faschingszeit

(7.11.2012) Am Sonntag, 11. November, 11 Uhr, findet im Münchner Stadt-
museum, St.-Jakobs-Platz 1, Sammlung Musik, das Konzert „Clarinettissi-
mo – Eine klarinettöse Einstimmung in die Faschingszeit“ statt. Das Kon-
zert ist eine Kooperation des Münchner Stadtmuseums mit dem Staats-
theater am Gärtnerplatz. Den Besucher erwartet eine besondere Rarität:
Die komplette Gruppe der Klarinetten im Orchester des Staatstheaters am
Gärtnerplatz stellt die ganze Familie der Klarinetteninstrumente vor. Die
Bandbreite reicht von der Bassklarinette über das Bassetthorn und die
„normale“ B-Klarinette bis zur kleinen Es-Klarinette, womit ein Tonumfang
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von insgesamt fünf Oktaven abgedeckt wird. Birgit Götz, Rolf Weber, Mi-
chael Meinel und Lars Zolling, aus Bayern, der Schweiz, Schleswig-Hol-
stein und Thüringen stammend, zeigen die charakteristischen Ausdrucks-
möglichkeiten der Klarinette in allen Facetten von ernst bis heiter, von vir-
tuos bis gesanglich, von volkstümlich bis konzertant. Das Konzert wird
moderiert von Rolf Weber.
Der Eintritt kostet 18 Euro, ermäßigt für Kinder, Schüler und Studenten 8
Euro. Der Kartenvorverkauf findet ausschließlich über den Zentralen
Dienst der Staatstheater statt. Eine Stunde vor Konzertbeginn besteht die
Möglichkeit des Kartenerwerbs vor Ort. Konzertbesucher können gegen
Vorlage der Konzertkarte an der Museumskasse mit ermäßigtem Eintritt
die Dauer- und Wechselausstellungen besuchen.

Workshop mit dem Fotografen Dean Dempsey

(7.11.2012) Am Samstag, 17. November, und Sonntag, 18. November, findet
jeweils von 10 bis 17 Uhr in der Münchner Volkshochschule (MVHS), Bäk-
kerstraße 14, ein Workshop in englischer Sprache mit dem amerikani-
schen Fotografen Dean Dempsey statt. Die Kursgebühr beträgt 93 Euro.
Anmeldungen sind ab sofort bei allen Anmeldestellen der MVHS (Kurs-
nummer EW 9002), unter Telefon 4 80 06-62 39 und online unter
www.mvhs.de möglich. Nähere Infos unter Telefon 4 80 06-61 83, siehe
auch www.mvhs.de/fotografie und www.deandempsey.com.
Dean Dempsey lebt und arbeitet in New York City. In seiner Arbeit lotet
Dempsey Möglichkeiten der fotografischen Inszenierung und Narration
aus. Das San Francisco Art Institute hat Dempsey 2009 den „Spring
Show Award“ verliehen. Im selben Jahr erhielt er auch die Auszeichnung
„The International Photography Award“.
Der Workshop thematisiert Dean Dempsey mit den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern die aktuelle Stellung der Fotografie innerhalb der „Occupy
Generation“ in den USA. Er fragt nach den Möglichkeiten der fotografi-
schen Inszenierung und stellt sein eigenes Werk konzeptuell vor. Ein ge-
meinsamer Besuch der Doppelausstellung „Next Generation – Contem-
porary American Photography“ ist vorgesehen.
Der Workshop wird in englischer Sprache veranstaltet und findet im Rah-
men der Doppelausstellung „Next Generation – Contemporary American
Photography“ der Pasinger Fabrik und des Amerikahauses statt.
Kontakt: Kirsten Kleie, Leiterin Fachgebiet Fotografie & Video/Film, Telefon
4 80 06-61 83, kirsten.kleie@mvhs.de, und Susanne Lößl, Leitung Presse-
stelle MVHS, Telefon 4 80 06-61 88, susanne.loessl@mvhs.de
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 7. November 2012

Die Stadt München unterstützt das ADAC-Projekt Eco-Taxi

Antrag Stadtrats-Mitglieder Christian Amlong, Dr. Josef Assal, Alexander
Reissl und Heide Rieke (SPD) vom 29.5.2012

Antwort Oberbürgermeister Christian Ude:

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Ihr Antrag zielt auf eine Unterstützung des Projekts „zer-
tifiziertes Eco-Taxi“ des ADAC Südbayern e.V. seitens der Stadtverwal-
tung ab
durch
- eine prominente Platzierung auf dem städtischen Portal

www.muenchen.de/rathaus
- die gezielte Bestellung von Eco-Taxis bei allen Dienststellen der LHM
- sowie eine entsprechende Empfehlung an alle Eigenbetriebe und Toch-

tergesellschaften.

Der Inhalt Ihres Antrages betrifft jedoch in allen drei Punkten eine laufende
Angelegenheit, deren Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 Ge-
schO dem Oberbürgermeister obliegt, weshalb eine beschlussmäßige Be-
handlung im Stadtrat rechtlich nicht möglich ist.
Die Zuständigkeit des Oberbürgermeisters wird wie folgt begründet:

Die Auswahl und Platzierung von Inhalten auf der Rathausseite des städti-
schen Internetportals ist eine klassische Form der Öffentlichkeitsarbeit,
die in ständiger Wiederkehr von der Verwaltung als laufende Angelegen-
heit erledigt wird. Gerade soweit es nur um die Platzierung spezifischer
Inhalte auf der Rathausseite geht und nicht etwa um strategische Ent-
scheidungen zur Konzeption des städtischen Internetauftritts insgesamt,
liegt keine Angelegenheit vor, die grundsätzliche Bedeutung hat oder er-
hebliche Verpflichtungen erwarten lassen würde. Für eine „prominente
Platzierung des Projekts auf dem städtischen Portal“ ist deshalb der OB
(bzw. die Verwaltung) zuständig.
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Dasselbe gilt für gezielte Bestellung von Eco-Taxis bei allen Dienststellen
der LHM. Im Kern geht es hier um die Beschaffung von Transportdienstlei-
stungen für die LHM. Die Entscheidung darüber, welches Verkehrsmittel
im Einzelfall für die jeweils anstehende Dienstfahrt verwendet wird, ist
eine laufende Angelegenheit. Nur wenn Transportdienstleistungen in sehr
großem Umfang vergeben werden, wie z.B. bei der Aushandlung der
„Rahmenvereinbarung Schülerbeförderung mit Pkw“, kann eine Stadtrats-
entscheidung notwendig werden.

Letztlich kann der Oberbürgermeister auch (rechtlich nicht verbindliche)
Empfehlungen gegenüber den Eigenbetrieben und Tochtergesellschaften
aussprechen, ohne dass es hierfür eines gesonderten Stadtratsbeschlus-
ses bedarf.

Zu Ihrem Antrag im Einzelnen:

Zunächst möchte ich betonen, dass die städtischen Dienstkräfte nur in
ganz seltenen Fällen Taxis im Rahmen ihrer dienstlichen Tätigkeit benut-
zen, so dass sich die Frage einer „gezielten Bestellung“ von Eco-Taxis gar
nicht stellt. Das zuständige Personal- und Organisationsreferat führt hierzu
folgendes aus:

„Die Bestellung von Taxis im Rahmen von dienstlichen Fahrten innerhalb
des Stadtgebiets spielt nach Kenntnis des POR in der Praxis kaum eine
Rolle, da vorrangig öffentliche Verkehrsmittel und – sofern vorhanden und
verfügbar – Dienstfahrzeuge genutzt werden. In besonderen Fällen kön-
nen Dienstkräfte mit privateigenen Pkw dienstliche Fahrten erledigen. Sie
erhalten dafür eine entsprechende Kilometerentschädigung. Im Übrigen
hält das POR die Unterstützung des Projekts für sinnvoll.“

Im Zusammenhang mit der Frage, ob und ggf. wie die Stadt das ADAC-
Projekt unterstützen kann, wurde von der Rechtsabteilung des Direktori-
ums auch die wettbewerbsrechtliche Umsetzbarkeit geprüft. Danach wird
die Umsetzung des Stadtratsantrages prinzipiell für wettbewerbs- und ver-
gaberechtlich unbedenklich gehalten. Es muss dabei jedoch sichergestellt
werden, dass neben den als „Eco-Taxi“-zertifizierten Taxis auch solche
Taxis zum Zuge kommen können, die nachweisen, dass sie die für eine
„Eco-Taxi“-Zertifizierung erforderlichen Umweltkriterien erfüllen.

Die Vergabestelle 1 hatte vor einiger Zeit in einem Offenen Verfahren die
Leistung „Rahmenvereinbarung Schülerbeförderung mit Pkw“ im Auftrag
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des RBS ausgeschrieben. Das Vergabeverfahren ist mittlerweile abge-
schlossen; Auftragnehmer ist die „Taxi München e.G.“, an die derzeit rund
2700 Taxen angeschlossen sind. Von den rund 150 Eco-Taxen, die derzeit
im Stadtgebiet München verfügbar sind, sind 93 Taxen Mitglied des Ver-
tragspartners Taxi München e.G. Derzeit ist es nicht möglich, den Ver-
tragspartner zu verpflichten, alle Fahrten mit „Eco-Taxen“ durchzuführen.
Die Taxi München e.G. ist allerdings bereit – bei  entsprechender Verfüg-
barkeit – auf freiwilliger Basis bevorzugt Fahrzeuge mit dieser Kennzeich-
nung für die Vertragsleistung einzusetzen.

Nachdem die Flotte an Eco-Fahrzeugen zukünftig deutlich ausgebaut wer-
den soll, wird die Vergabestelle 1 im Rahmen des nächsten Vergabeverfah-
rens im Jahr 2013 prüfen, ob ein entsprechender Vertragspassus in die
Leistungsbeschreibung aufgenommen werden kann.
Das Referat für Gesundheit und Umwelt nimmt wie folgt Stellung:

„Das RGU begrüßt grundsätzlich das o. g. Projekt des ADAC. Unter dem
Gesichtspunkt des Klimaschutzes ist insb. die Einführung des CO2-Emis-
sionen als Kriterium ohne Technik-Festlegung für die Auszeichnung zu be-
grüßen.
Das RGU geht davon aus, dass der Verzicht auf eine ausgewählte Motor-
technik in dieser Phase dem Wettbewerb der Alternativen und ihrer Weiter-
entwicklung dient und kein Hindernis für die aktuellen Bemühungen um
Einführung von E-Taxis im Rahmen von München für Klimaschutz dar-
stellt.“

Fazit:
Das „Eco-Taxi“-Projekt des ADAC ist insbesondere aus umweltpolitischen
Gesichtspunkten vor dem Hintergrund der Verminderung des CO2-Aussto-
ßes und des damit verbundenen Klimaschutzes zu begrüßen. Da das
ADAC-Projekt auf diese Umweltaspekte abzielt, ist eine Unterstützung
des Projekts durch die Stadt auch folgerichtig. Allerdings kann ich mir als
konkrete Maßnahmen vorrangig nur solche vorstellen, in deren Zusam-
menhang Eco-Taxis genutzt werden. Da die städtischen Dienstkräfte im
Rahmen des Dienstbetriebs jedoch so gut wie nie Taxis benutzen, kommt
diese Form der Unterstützung nicht in Betracht.

Ein Unterstützungsbeitrag der Stadt könnte aber darin bestehen, dass im
Rahmen des nächsten Vergabeverfahrens für die Ausschreibung der „Rah-
menvereinbarung Schülerbeförderung mit Pkw“ im Jahr 2013 – vorbehalt-
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lich einer positiven Vorabprüfung – ein entsprechender Vertragspassus auf-
genommen wird.

Selbstverständlich kann dann auch auf der städtischen Internetseite auf
diese konkrete Unterstützungsmaßnahme hingewiesen werden. Ich habe
die für den Internetauftritt zuständige Stelle im Direktorium beauftragt,
dies vorzumerken und im Zusammenwirken mit der Vergabestelle 1 das
weitere zu veranlassen.
Außerdem komme ich gerne dem Wunsch nach, an die städtischen Beteili-
gungsgesellschaften die Empfehlung zu richten, bei Bedarf nur Eco-Taxis
zu benutzen. In diesem Zusammenhang möchte ich erwähnen, dass die
SWM GmbH bereits seit April 2012 aktive Partnerin des ADAC-Projektes
ist. Die SWM GmbH hat sich vor dem Hintergrund des aktiven Umwelt-
schutzes und des verantwortungsvollen Umgangs mit Ressourcen bereit
erklärt, bei Mitarbeiter- und Besucherfahrten am Standort München vor-
rangig Eco-Taxis zu bestellen.

Ich bitte, von den Ausführungen Kenntnis zu nehmen und gehe davon aus,
dass die Angelegenheit damit erledigt ist.
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Kosten für die Stadt München durch Veränderungen im BayKiBiG?

Anfrage Stadtrats-Mitglieder Sabine Krieger, Jutta Koller und Dr. Florian
Roth (Bündnis 90/Die Grünen) vom 6.9.2012

Antwort Sozialreferentin Brigitte Meier:

In Ihrer Anfrage vom 06.09.2012 führen Sie Folgendes aus:

„Die Bayerische Staatsregierung ist derzeit dabei das Bayerische Kinder-
bildungs- und betreuungsgesetz im Hau-Ruck-Verfahren zu ändern. Alle
geplanten Umschreibungen werden hierbei seitens der Staatsregierung
als Entlastung für Eltern und Kommunen dargestellt. Die Änderungen des
BayKiBiGs, welche schon vor über einem Jahr
angekündigt waren, jedoch erst jetzt zum Zuge kommen, treffen die Kom-
munen stellenweise schwer und unvorbereitet.
In einem Interview mit dem Münchner Merkur erläuterte die Bayerische
Sozialministerin Christine Haderthauer, dass die Staatsregierung zukünftig
die Kosten für die Eltern für einen Platz in Tagespflege auf 288 Euro be-
grenzen werde. Dies trifft vor allem die Kommunen und insbesondere die
Stadt München, da Kinderbetreuung hier generell deutlich teurer ist
als überall sonst in Bayern. Hier entstehen enorme Kosten welche von der
Staatsregierung nicht getragen werden.
Frau Haderthauer argumentiert weiter, dass die Kommune durch die Zu-
zahlung des Freistaats zu den Beiträgen des letzten Kindergartenjahres
entlastet wird. Sie gibt dabei einen Betrag von 7-10 Millionen Euro pro Jahr
an, welcher, umgerechnet auf die Landeshauptstadt, eher gering ausfällt.“

Zu Ihrer Anfrage vom 06.09.2012 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage 1:

Wie hoch werden die Kosten für die Stadt München durch die Neuregelung
in der Tagespflege sein und an welcher Stelle des städtischen Haushalts
werden diese aufgefangen?

Antwort:

In München kostet ein Ganztagesplatz in der Kindertagespflege die Eltern
derzeit monatlich 606 Euro. Die Stadt München zahlt für diesen Platz im
Durchschnitt 1150 Euro monatlich an die Tagesbetreuungsperson. Bei Ein-
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nahmen durch Fördergelder vom Freistaat in Höhe von 192 Euro monatlich
leistet die Stadt somit einen Eigenanteil von 352 Euro pro Platz und pro
Monat.

Die geplanten Änderungen im Bayerischen Kinderbildungs- und -betreu-
ungsgesetz (BayKiBiG) haben zur Folge, dass die Förderung durch den
Freistaat künftig nur erfolgt, wenn durch eine moderate Gestaltung der
Elternbeiträge die Tagespflege tatsächlich eine attraktive Alternative zur
institutionellen Kinderbetreuung darstellt. Der Landeshauptstadt München
entstehen nun durch die Umsetzung der BayKiBiG-Novellierung Einnah-
menminderungen durch Herabsetzung des Kostenbeitrages für Eltern. Im
Änderungsgesetz zum BayKiBiG ist eine Beschränkung der Elternbeiträge
auf das 1,5-fache der kindbezogenen Förderung vorgesehen. Diese Ge-
staltung der Elternbeiträge ist Voraussetzung dafür, die Fördermittel des
Staates in Höhe von derzeit ca. 1,5 Mio. Euro jährlich weiter einzunehmen.

Die Beschränkung führt zu einer Senkung der Elterngebühren auf 288 Euro
für einen Ganztagesplatz in Tagespflege. Der Eigenanteil der Stadt Mün-
chen steigt dementsprechend auf 670 Euro pro Platz. Die Folge sind Mehr-
kosten in Millionenhöhe, d. h. der Eigenanteil der Stadt München steigt
durch die BayKiBiG-Novellierung um 318 Euro monatlich pro Platz. Nicht
berücksichtigt dabei sind die Kosten für Strukturmaßnahmen, wie Ersatz-
betreuung, Fachberatung und Qualifizierung.
Auf 846 Plätze (Stand 31.12.2011) in öffentlicher Förderung umgelegt,
kommt die Kommune auf Mehrkosten in Höhe von ca. 2,5 Mio Euro jähr-
lich.

Mit Beschluss „Ausbau der Kindertagesbetreuung, Anpassung der finanzi-
ellen Leistungen an Tagesbetreuungspersonen...“ (Beschluss des Kinder-
und Jugendhilfeausschusses vom 18.09.2012 und geplant für die Vollver-
sammlung am 24.10.2012; Vorlagen Nr. 08-14/V 10001) wurde bzw. wird
dem Stadtrat die Einnahmenminderung in Höhe von 2.467.782 Euro durch
Angleichung der Elternbeiträge zum 01.03.2013 aufgrund der BayKiBiG-
Novellierung zur Kenntnis gegeben.

Frage 2:

In wie weit wird die wirtschaftliche Jugendhilfe durch die Bezuschussung
der Elternbeiträge im letzten Kindergartenjahr in München entlastet?
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Antwort:

- Entlastung im Bereich des Stadtjugendamtes der Landeshauptstadt
München:
Die Wirtschaftliche Jugendhilfe im Stadtjugendamt ist zuständig für die
Kostenerstattung bei den Elternbeiträgen für freie Träger. Die Gesamt-
ausgaben im letzten Kindergartenjahr betrugen ca. 6,2 Mio Euro, davon
fielen ca. 2 Mio Euro auf das letzte Kindergartenjahr.
Für die Wirtschaftliche Jugendhilfe des Stadtjugendamtes, also für alle
nichtstädtischen Kindergärten, ergibt sich zukünftig durch die Zuzahlung
zu den Beiträgen des letzten Kindergartenjahres eine Entlastung von
ca. 520.000 Euro jährlich. Berechnungsgrundlage ist das Jahr 2012, in
dem – ausgehend von 2.600 Kindergartenfällen – ein Drittel das letzte
Kindergartenjahr besucht. Hieraus ergeben sich ca. 870 von der Bei-
tragsentlastung betroffene Fälle. Daraus ergibt sich eine Entlastung von
870 Fälle x 50 Euro monatlich x 12 Monate = 522.000 Euro.

- Entlastung im Bereich des Referats für Bildung und Sport der Landes-
hauptstadt München:
Das Referat für Bildung und Sport, Abteilung KITA, Zentrale Gebühren-
stelle ist zuständig für die Berechnung und Festsetzung der Kinderta-
geseinrichtungsgebühren in den städtischen Kindertageseinrichtungen.
Die maßgebliche Rechtsgrundlage hierfür ist die Kindertageseinrich-
tungsgebührensatzung. Eine Überprüfung der Zumutbarkeit der Gebüh-
ren gemäß der Regelung des § 90 SGB VIII (Sozialgesetzbuch – Achtes
Buch – Kinder- und Jugendhilfe) wird durch die Zentrale Gebührenstelle
im Rahmen der Amtshilfe für die originär für diese Aufgabe zuständige
Abteilung Wirtschaftliche Jugendhilfe des Stadtjugendamtes durchge-
führt. Die Quote der Antragstellerinnen und Antragsteller nach § 90
SGB VIII liegt hierbei in Relation zu den Antragstellerinnen und Antrag-
stellern insgesamt bei lediglich ca. 1,7%, im Verhältnis zu allen Gebüh-
renschuldnern bei ca. 1,3%.
Der pauschale Beitragszuschuss des Freistaates Bayern in Höhe von
50 Euro monatlich pro Vorschulkind ab dem Kindergartenjahr 2012/2013
führt, bei ca. 5.000 Kindern in den städtischen Kindertageseinrichtungen
im letzten Kindergartenjahr vor der Einschulung, zu jährlichen Einnah-
men von ca. 3.000.000 Euro.
Des Weiteren ergibt sich aus der Berücksichtigung des staatlichen Bei-
tragszuschusses, dass die gemäß der Kindertageseinrichtungsgebüh-
rensatzung sowie die ggf. nach der Regelung des § 90 SGB VIII errech-
neten Besuchsgebühren der betroffenen ca. 5.000 Vorschulkinder ent-
sprechend niedriger festgesetzt werden. Die Folge sind wegfallende
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Einnahmen aus Besuchsgebühren i. H. v. ca. 2.000.000 Euro jährlich.
Eine Aufrechnung der staatlichen Bezuschussung i. H. v. ca. 3.000.000
Euro mit den tatsächlich wegfallenden Einnahmen aus Besuchsgebüh-
ren i. H. v. ca. 2.000.000 Euro ergibt somit Mehreinnahmen von insge-
samt ca. 1.000.000 Euro.

Die Entlastung für das Referat für Bildung und Sport durch die staatli-
che Bezuschussung der Elternbeiträge beläuft sich dementsprechend
auf ca. 1.000.000 Euro jährlich.
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Komische Pinakothek

Antrag Stadtrats-Mitglieder Johann Altmann und Ursula Sabathil (Freie
Wähler) vom 25.6.2012

Antwort Kulturreferent  Dr. Hans-Georg Küppers:

Das Kulturreferat hat der Intention Ihres Antrages entsprechend zusam-
men mit den zuständigen Fachreferaten geprüft, ob und wo die Idee einer
„Komischen Pinakothek“ umgesetzt werden könnte.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, teile ich Ihnen auf diesem Wege zu Ih-
rem Antrag Folgendes mit:

Bereits seit einiger Zeit bemüht sich der Förderverein Komische Pinako-
thek e.V. darum, geeignete Räumlichkeiten für die Einrichtung eines Muse-
ums der Kunst der Satire und Karikatur zu finden.

Der Verein wurde Anfang 2010 gegründet. Vereinszweck ist die Einrichtung
und der Betrieb eines Museums der komischen Künste.
Der Verein beschreibt auf seiner Internetseite sein Vorhaben so:
„Das Projekt reiht sich selbstbewusst in die Münchner Pinakothekenland-
schaft ein – was durchaus als ironische Herausforderung interpretiert wer-
den darf. Konzeptionell orientiert sie sich an den etablierten Satiremuseen,
die uns dankenswerterweise die Kooperation bei gemeinsamen Ausstel-
lungen und Aktionen zugesagt haben. Und natürlich sollen eigene Projekte
verwirklicht werden, aus allen Bereichen der internationalen klassischen
und aktuellen komischen Kunst: Zeichnungen, Illustrationen, Objekte, Co-
mics, Installationen, Literatur. Mittelfristig ist … auch der Aufbau eines
eigenen Archivs, der Ankauf von Sammlungen und die Edition von Publika-
tionen in preiswerten Sonderdrucken vorgesehen.“

Aus der Sicht des Kulturreferats ist dies eine zu begrüßende Initiative. Das
vom Verein entwickelte Konzept lässt erwarten, dass hier etwas entste-
hen kann, das sowohl in qualitativer Hinsicht als auch was die Popularität
angeht eine echte Bereicherung im Angebot von Museen in München dar-
stellt. Gerade auch die Tatsache, dass viele hoch angesehene Karikaturi-
sten in München und für Münchner Zeitungen gearbeitet haben und arbei-
ten, macht eine solche Einrichtung besonders reizvoll.

Derzeit steht im Vordergrund, einen Ort zu finden, an dem das Vorhaben
realisiert werden kann. Bereits im Sommer 2011 und in regelmäßigen Ab-
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ständen danach hat das Kommunalreferat geprüft, ob eine geeignete städ-
tische Immobilie dafür zur Verfügung steht.
Das Kulturreferat hat auch beim Freistaat Bayern dazu nachgefragt. Leider
führte dies alles zu keinem positiven Ergebnis.

Der Verein selbst hat im Februar 2012 dem Herrn Oberbürgermeister ge-
genüber die Idee ins Spiel gebracht, den Innenhof des Isartors zu überbau-
en und so einen Ort für die Komische Pinakothek zu schaffen. Insbesonde-
re ist an eine enge Verbindung mit dem Valentin – Karlstadt – Musäum ge-
dacht. Das neue Gebäude soll nach ersten Ideen weitgehend aus Glas
sein.

In den Gesprächen dazu stellte sich rasch heraus, dass für diesen mögli-
chen Standort die denkmalpflegerische Einschätzung von besonderer, vor-
greiflicher Bedeutung ist. Das Isartor ist mit folgender Beschreibung als
Einzeldenkmal in der Denkmalliste enthalten:
„1337 vollendete Befestigungsanlage, 1833 – 35 durch Friedrich von Gärt-
ner restauriert; mit Fresko von Bernhard Neher d.J.“

Baureferat, Kommunalreferat und Planungsreferat betonten übereinstim-
mend sowohl bei Ihren Äußerungen im Rahmen der genannten Gespräche
als auch in schriftlichen Stellungnahmen zum Ihrem Antrag, dass die denk-
malschutzrechtliche Klärung die wesentliche Vorfrage ist. Außerdem sind
alle drei Referate – wie auch das Kulturreferat – der Meinung, dass eine
Glaskonstruktion wohl nicht geeignet ist, dort besonders lichtempfindliche
Ausstellungsgegenstände zu präsentieren.

Mit Schreiben vom 24.08.2012 hat sich nun das Landesamt für Denkmal-
pflege eindeutig in der Weise geäußert, dass aus seiner Sicht eine solche
Baumaßnahme im Isartor abzulehnen ist, und dringend gebeten, die Idee
für einen Umbau im Isartor keinesfalls weiter zu verfolgen.
Damit dürfte dieser Standort endgültig ausgeschieden sein.

Das Finden eines geeigneten Orts wird nach Einschätzung der beteiligten
Referate schwierig bleiben. Die Verwaltung wird den Verein dabei weiterhin
nach Kräften unterstützen und ihn auch sonst bei der Entwicklung des Pro-
jekts konstruktiv begleiten.

Unabhängig von der Suche nach einem geeigneten Ort für eine Komische
Pinakothek besteht, was mögliche Kooperationen bei Ausstellungen an-
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geht, bereits Kontakt zwischen der Direktion des Stadtmuseums und dem
Förderverein.

Ich bitte Sie um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen und gehe
davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Herrn
Oberbürgermeister 
Christian Ude
Rathaus

07.11.2012

Antrag Nr.:
München soll Kredite komplett tilgen

Der Stadtrat möge beschließen:
Die Verwaltung schlägt dem Stadtrat einen Stufenplan zur vollständigen Tilgung der
Darlehen im Finanzhaushalt vor. Ziel ist die Tilgung dieser Schulden bis zum
31.12.2015.

Für die Haushaltsjahre 2013 bis 2015 sollen jährlich mindestens 150 Millionen Euro
(unter der Voraussetzung, dass die Steuereinnahmen 2012 wieder erreicht werden)
getilgt und sämtliche Steuermehreinnahmen gegenüber 2012 zur Schuldentilgung
verwendet werden. 

Darüber hinaus soll der Gewinn der Stadtwerke München GmbH nicht mehr nur zu
100 Millionen Euro p.a. im städtischen Haushalt verbleiben, sondern auf mindestens
300 Millionen Euro erhöht werden. Sollte der Jahresgewinn der Stadtwerke über 600
Millionen Euro betragen, sollen in jedem Fall 50 Prozent des Gewinns bei der
Landeshauptstadt München bleiben.

Begründung:

Mit voraussichtlich 1.361 Millionen Euro ist die Landeshauptstadt München zum
31.12.2012 mit Krediten verschuldet. Dieser Schuldenstand ist gegenüber den
letzten Jahren durchaus erfreulich, allerdings kein Grund sich zurückzulehnen. Nur
eine ehrgeizige Finanzpolitik, die in wirtschaftlich sehr guten Zeiten das Ziel einer
vollständigen Tilgung von Finanzschulden verfolgt, ist wirklich nachhaltig. Zudem ist
zu bedenken, dass die Pensionsrückstellungen und Rückstellungen für Beihilfen für
Beamte weiter wachsen und bald die Fünf-Milliarden-Grenze erreichen werden.

Die enormen Steuereinnahmen der Jahre 2010 bis 2012 haben hohe Tilgungen
ermöglicht, aber auch neue Ausgaben erleichtert, die in mageren Jahren den
Haushalt belasten. Deshalb muss für die Zukunft gelten, dass Steuermehreinnahmen
komplett in die Tilgung von Schulden fließen müssen.

FDP-Fraktion im Münchner Stadtrat | Rathaus | 80313 München
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Die Stadtwerke München GmbH hat eine gute Ertragssituation, von der die Bürger in
München aber nur zu einem zu geringen Teil profitieren. Wichtig sind Investitionen in
den Ausbau des Fernwärmenetzes oder des Nahverkehrs. Problematisch dagegen
sind die europaweiten Aktivitäten der Stadtwerke, die auf dem Papier eine CO2-freie
Energieerzeugung darstellen sollen. Ein kommunales Unternehmen, das sich als
Global Player versteht, ist ähnlich bedenklich wie die ehemaligen Phantasien von
Landesregierungen mit ihren Landesbanken, weltweit mitzuspielen.  

Viel sinnvoller ist, das Geld zur Tilgung von Schulden der Landeshauptstadt
München zu verwenden.

Gez.
Dr. Michael Mattar
Fraktionsvorsitzender

Gez. Gez.
Gabriele Neff Dr. Jörg Hoffmann
Stellv. Fraktionsvorsitzende Stellv. Fraktionsvorsitzender

Gez. Gez.
Christa Stock Dr. med. Otto Bertermann
Ea. Stadträtin Ea. Stadtrat



Der Stadtrat möge beschließen:

1. Der Stadtrat beauftragt das Revisionsamt, die Rechtmäßigkeit der Handhabung des 
„fiktiven Wohnbaurechts“ im Zeitraum von 1995 bis 2012 zu überprüfen.

2. Insbesondere wird geprüft, ob und falls ja, wann der Stadtrat im Rahmen der Billigungs- 
bzw. Satzungsbeschlüsse von Bebauungsplänen auf die Auswirkungen des „fiktiven 
Wohnbaurechts“ detailliert hingewiesen wurde, so dass der Stadtrat den Verlust an 
gefördertem Wohnraum bewusst gebilligt hat.

Begründung:

In der Antwort des Planungsreferats vom 22. Juni 2012 auf meine Anfrage nach den 
Auswirkungen des „Fiktiven Wohnbaurechts“ im Rahmen der Sozialgerechten 
Bodennutzung (SoBoN) bestätigte das Referat unsere Sicht, dass es für das Handeln der 
Verwaltung keine rechtliche Grundlage gab. Erst im Jahr 2006 sei der Begriff im Vortrag 
einer Beschlussvorlage dargestellt worden, so dass der Stadtrat „Kenntnis“ gehabt habe.

 Im ursprünglichen Beschluss zur „Sozialgerechten Bodennutzung“ ist von einem wie auch 
immer gearteten „fiktiven Wohnbaurecht“ nichts zu finden. Dort ist die Forderung 
eindeutig: 30 % geförderter Wohnraum – und Schluss! Die Anerkennung eines „fiktiven 
Wohnbaurechts“ führt hingegen beim Agfa-Gelände zu einer Förderquote von nur 13,5 %.

Es ist dringend erforderlich zu überprüfen, wie es zu derart gravierenden Abweichungen 
bei der Umsetzung eines Stadtratsbeschlusses kommen konnte – und wer dafür die 
Verantwortung trägt. Schließlich geht es dabei auch um hohe Beträge, die die Stadt zur 
Unterbringung Wohnungsloser aufbringen muss, wenn zu wenig bezahlbarer Wohnraum 
vorhanden ist.

Dagmar Henn, Brigitte Wolf

Stadträtinnen der LINKEN.

Stadträtin: Brigitte Wolf  
Mitarbeiter: Dr. Stefan Breit (Publikationen), Martin Fochler (Sonderpublikationen), Tino Krense (Projektbetreuung)
Bürozeiten: Donnerstag 13 Uhr bis 18 Uhr, Freitag Nachmittag nach Vereinbarung
  (Stadtratsbüro Rathaus, Zimmer Nr. 176)
E-Mail:   info@dielinke-muenchen-stadtrat.de
Homepage: http://www.dielinke-muenchen-stadtrat.de
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Antrag: Rechtmäßigkeit des „Fiktiven Wohnbaurechts“ überprüfen



Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Antrag
07.11.2012

„Studieren ohne Studiengebühren“ – München macht mit!

Ich beantrage:

Die Stadt, vertreten durch den Oberbürgermeister, tritt dem überparteilichen Bündnis
„Studieren ohne Studiengebühren“ (SoS) bei und/oder solidarisiert sich durch eine
inhaltlich analoge Resolution mit dem Anliegen des Bündnisses.

Begründung:

Seit ihrer Einführung 2007 wurden Studiengebühren mittlerweile in den meisten
Bundesländern wieder abgeschafft. Dafür gibt es gute Gründe: Studiengebühren sind
unsozial und belasten Studierende zusätzlich zu allen anderen Negativfolgen der
sogenannten „Hochschulreform“ auch noch finanziell. Die durch Studiengebühren
eingenommenen Gelder kommen in aller Regel nicht der Verbesserung des
Studienangebots zugute. Das bei der Einführung der Gebühren oftgehörte Argument,
ein Studienplatz an einer Hochschule sei eine kostenintensive Investition, für die vom
Studierenden ein Gegenwert aufgebracht werden müsse, ist aberwitzig und schlägt
dem Gedanken der Solidargemeinschaft ins Gesicht: Universitäten gehören wie
Schulen, Eisenbahnen und Krankenhäuser zur Infrastruktur eines Gemeinwesens,
für deren Unterhalt die Bürger ohnehin schon mit ihren Steuern und Abgaben
aufkommen.

Seit kurzem nun eröffnet sich mit dem von den Freien Wählern angestrengten und
vor dem bayerischen Verfassungsgerichtshof erfolgreich eingeklagten
Volksbegehren ein aussichtsreicher Weg, Studiengebühren auch in Bayern wieder
abzuschaffen. Zur Unterstützung dieses vernünftigen und sozialen Anliegens
formierte sich dieser Tage ein überparteiliches Bündnis unter dem Motto „Studieren
ohne Studiengebühren“ (SoS), dem sich außer Studentenvertretungen inzwischen
auch mehrere Parteien und Gewerkschaftsorganisationen angeschlossen haben.

b.w.

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München, E-Mail: karl.richter@web.de l www.auslaenderstopp-muenchen.de



Die LHM sollte sich diesem breiten gesellschaftlichen Bündnis, das einen erfreulich
sinnvollen Zweck verfolgt, anschließen und so ihre Solidarität zum Ausdruck bringen.
Die reiche sozialdemokratische Tradition Münchens sollte diesen Schritt ohnedies
nahelegen. Auch vor dem Hintergrund der anhaltenden Debatte um die Zukunft des
„Bildungsstandortes“ Deutschland wäre die ausdrückliche Positionierung der LHM
zugunsten der baldigen Abschaffung von Studiengebühren auch in Bayern ein
weithin beachtetes Signal.

Für den Fall stichhaltiger Einwände gegen einen formellen Beitritt der LHM zum
Bündnis „SoS“ sollte sich die Stadt ersatzweise zumindest durch die Verabschiedung
einer inhaltlich analogen Resolution positionieren.

Karl Richter
Stadtrat
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